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12.11.2020  //  Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales 

am 16.11.2020 

Stellungnahme des IAB zum 

Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Geset-
zes zur Beschäftigungssicherung infolge der COVID-19-
Pandemie (Beschäftigungssicherungsgesetz – BeschSiG), 
BT-Drs. 19/23480 

und   

Antrag der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau), 
Susanne Ferschl, Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion DIE LINKE. Neben der Sonderrege-
lung für Kurzarbeit auch Sonderregelung für Arbeitslosen-
geld I verlängern und ein Weiterbildungsgeld einführen, BT-
Drs. 19/23169 

Enzo Weber 
Bernd Fitzenberger 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes (auf 

70/77 Prozent ab dem vierten Monat und auf 80/87 Prozent ab dem siebten Monat) bis zum 

31. Dezember 2021 zu verlängern. 

Die maximale Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes ist in der Corona-Krise bereits auf 24 

Monate verlängert worden, was ein wichtiger Beitrag für die Stabilisierung der Rahmenbe-

dingungen für Betriebe und Beschäftigte ist. Deshalb ist es an sich folgerichtig, die Erhöhung 

des Kurzarbeitergeldes ebenfalls zu verlängern. Ließe man eine Regelung, die gerade erst 

bei längerer Kurzarbeit greift, während der Krisenphase auslaufen, wäre das unplausibel und 

würde zu Verunsicherung führen. Gleiches gilt für die vorgesehene Verlängerung der Hinzu-

verdienstregelung, dass Entgelt aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung, die wäh-

rend der Kurzarbeit aufgenommen wurde, anrechnungsfrei bleibt. 

Die Regelung zur Erhöhung des Kurzarbeitergeldes an sich ist aber ambivalent zu beurteilen. 

In der Corona-Krise sind viele Branchen wie das Gastgewerbe oder der Kulturbereich betrof-

fen, die sonst konjunkturellen Schwankungen weniger ausgesetzt sind. Hier liegt das Lohn-

niveau deutlich niedriger als in der typischerweise schwankungsanfälligen Industrie. Da das 

Einkommen bei Kurzarbeit auf 60 bzw. 67 Prozent (im Umfang des Arbeitsausfalls) sinkt, ist 

es grundsätzlich nachvollziehbar, dieses Niveau in der laufenden Krise zu erhöhen. Dies 
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dient auch der Sicherung der individuellen Einkommen und der Stabilisierung der gesamt-

wirtschaftlichen Nachfrage. Die oben genannten Branchen sind aber erst seit Mitte März von 

der Krise betroffen und konnten im Zuge verschiedener Lockerungsschritte schnell wieder 

aufholen. Auch wenn es mit dem zweiten Lockdown noch einmal einen Rückschlag gibt, ist 

es fraglich, ob überhaupt vorwiegend die geringverdienenden Beschäftigten in diesen Bran-

chen durch die Regelung erreicht werden. Wahrscheinlicher ist, dass Beschäftigte in der 

Industrie, die sich schon seit längerer Zeit im Abschwung befindet, von der Erhöhung profi-

tieren. So stellen Gürtzgen et al. (2020) auf Basis der IAB-Stellenerhebung fest, dass grö-

ßere Betriebe und das Verarbeitende Gewerbe Kurzarbeit besonders stark in Anspruch neh-

men. Aktuelle Zahlen aus der IAB-Studie „Betriebe in der Covid-19-Krise“ zeigen, dass im 

Oktober 2020 ein Drittel der Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe, aber auch im Gastge-

werbe weiterhin in Kurzarbeit sind (Aminian et al. 2020). Dabei ist zu vermuten, dass eher 

größere Betriebe und Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe Kurzarbeit auch über einen län-

geren Zeitraum in Anspruch nehmen. 

Eine sofortige Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, gegebenenfalls gestaffelt nach Einkom-

men, hätte eher Geringverdienern geholfen. Dies entspräche auch den Präferenzen der Be-

fragten in der IAB-Studie „Leben und Erwerbstätigkeit in Zeiten von Corona“ (IAB-HOPP) 

(Osiander et al. 2020). Dass die Erhöhung an einen langen Bezug von Kurzarbeitergeld mit 

großem (mind. 50-prozentigen) Arbeitsausfall gekoppelt ist, kann Fehlanreize setzen. Wenn 

sich die Leistungen mit zunehmender Dauer erhöhen, sinkt der Anreiz, möglichst zügig wie-

der aus der Kurzarbeit auszusteigen (ein möglicher Lock-in-Effekt in Kurzarbeit). Wenn die 

Leistungen bei größerem Ausfall höher liegen, sinkt der Anreiz, den Arbeitsausfall zu be-

grenzen. Andererseits ließe sich argumentieren, dass ein höherer Einkommensausgleich bei 

längerem Einkommensausfall an Bedeutung gewinnt. Generell steigt bei höherem Kurzar-

beitergeld das Risiko von Mitnahmeeffekten. Dabei ist auch die Hürde der Arbeitnehmerzu-

stimmung niedriger. Aufstockende Leistungen in bestimmten Branchen und Betrieben 

(Kruppe/Osiander 2020) dürften verdrängt werden. Die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes 

erzeugt eine Ungleichbehandlung derjenigen, die in Beschäftigung bleiben und derjenigen, 

die zu Krisenbeginn keine Beschäftigung hatten oder diese in der Krise verlieren. Hier blei-

ben nur die geringeren passiven Leistungen des Arbeitslosengeldes bzw. Arbeitslosengel-

des II.  

Trotz möglicher Fehlanreize ging der Bezug von Kurzarbeitergeld im Laufe des dritten Quar-

tals 2020 deutlich zurück. Während im April 2020 mit knapp 6 Millionen Beschäftigten in 

Kurzarbeit und einem Arbeitszeitausfall von knapp 50 Prozent ein Höchststand erreicht 

wurde, lag die Zahl der Kurzarbeitenden nach vorläufigen Zahlen der Bundesagentur für Ar-

beit im August bei noch knapp 2,6 Millionen, mit einem durchschnittlichen Arbeitsausfall von 

36 Prozent. Mithin ging mit der Erholung im Sommer 2020 der Umfang der Kurzarbeit inner-

halb weniger Monate auf ein knappes Drittel zurück – was die Höchstwerte aller vorigen 

Rezessionen allerdings immer noch übersteigt. 

Weiterhin sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung vor, die hälftige Erstattung der So-

zialversicherungsbeiträge nicht mehr daran zu knüpfen, dass die Qualifizierung mindestens 

50 Prozent der Zeit des Arbeitsausfalls beträgt. 
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Obwohl absehbar ist, dass viele Betriebe auf die verlängerte Kurzarbeit angewiesen sein 

werden, ist diese Änderung nicht ohne Risiken. Eine längerfristige Nutzung von Kurzarbeit 

kann in einem Teil der Betriebe einen notwendigen Wandel verzögern, wenn etwa Ge-

schäftsmodelle oder Produktionsweisen überholt sind. Dazu kann es derzeit im Zuge der 

digitalen und ökologischen Transformation leicht kommen. Solchen Risiken lässt sich aber 

mit Investitionen in die Fortentwicklung der Kompetenzen der Beschäftigten entgegenwirken 

– und hiermit würde ebenfalls die Beschäftigungsfähigkeit im externen Arbeitsmarkt erhöht. 

Auch würde eine Qualifizierung der Beschäftigten in Kurzarbeit die Nettokosten der Kurzar-

beit über höhere Steuer- und Beitragseinnahmen erheblich reduzieren (Kruppe et al. 2020). 

Deshalb ist es empfehlenswert, lange Kurzarbeit möglichst verbindlich mit Qualifizierung zu 

verknüpfen (Weber 2020). Die Regeln dafür sollten hinreichend flexibel sein, um den orga-

nisatorischen Belangen in den Betrieben entgegenzukommen (ebenda). Der Verzicht auf 

einen Mindestumfang von 50 Prozent erhöht in diesem Sinne die Flexibilität, was an sich 

positiv zu bewerten ist. Allerdings dürfen die Anforderungen auch nicht zu niedrig angesetzt 

werden, wenn ein wesentlicher Effekt erreicht werden soll. Da die Qualifizierung ohnehin die 

Anforderungen des § 82 SGB III erfüllen muss, erscheint diese Gefahr aber gering. 

Der Antrag der Fraktion Die Linke sieht ein Weiterbildungsgeld für Kurzarbeiter in Höhe von 

90 Prozent des vorherigen Nettoarbeitsentgelts vor. 

Wie oben argumentiert, ist es empfehlenswert, Qualifizierung während Kurzarbeit zu stärken. 

Neben einer Übernahme von Sozialversicherungsbeiträgen könnte dies auch durch Anreize 

für die Beschäftigten geschehen. So schlagen auch Kruppe et al. (2020) eine anrechnungs-

freie Prämie zusätzlich zum jeweils geltenden Kurzarbeitergeld vor, die unterhalb der Höhe 

des ursprünglichen Einkommens gedeckelt ist. Zusätzlich wäre sicherzustellen, dass ein Pa-

ket „Kurzarbeit + Weiterbildungsgeld“ nicht eigens zur Finanzierung von betriebsspezifischen 

Qualifizierungen eingesetzt würde, die ohnehin vorgesehen wären. Dazu sollten hinreichend 

allgemeingültige Qualifizierungen verlangt werden. Mitnahmeeffekte dieser Art könnten auch 

reduziert werden, wenn der Bezug des Weiterbildungsgeldes erst nach einer bestimmten 

Dauer des Bezuges von Kurzarbeitergeld möglich ist. Allerdings ergeben sich dann mögliche 

Anreize, länger in Kurzarbeit zu verbleiben. Weiterhin führen Kruppe et al. (2020) aus, dass 

eine ähnliche Prämie dann auch bei Weiterbildung in der Arbeitslosigkeit gelten sollte, wie 

etwa der von Hutter/Weber (2020) vorgeschlagene Bildungsbonus. 

Weiterhin sieht der Antrag der Fraktion Die Linke vor, dass Betriebe erstattete Sozialversi-

cherungsbeiträge zurückzahlen müssen, wenn sie Beschäftigte bis zu einem Jahr nach Er-

halt des Kurzarbeitergeldes kündigen. 

Der Gedanke, Leistungen zurückzufordern, wenn der Zweck der Leistung am Ende nicht 

erreicht wird, ist an sich nachvollziehbar und kann Fehlanreize reduzieren, insbesondere, 

wenn gekündigte Beschäftigte längere Zeit Arbeitslosengeld beziehen. Eine Rückzahlungs-

pflicht wäre jedoch nicht sinnvoll, wenn gekündigte Beschäftigte sofort eine Anschlussbe-

schäftigung finden. Zu bedenken ist weiterhin, dass Betriebe in Kurzarbeit – gerade unter 

Bedingungen der Corona-Krise – unter erheblicher Unsicherheit stehen. Wenn Betriebe über 

Kurzarbeit versuchen, Beschäftigte zu halten, erscheint es unbillig, Leistungen zurückzuver-

langen, nur weil ein Betrieb am Ende mit dieser Strategie nicht erfolgreich ist. Treffen würde 

dies vor allem Betriebe in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, schließlich müssten sie ja sogar 
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zu Entlassungen greifen. Die Unsicherheit würde deutlich erhöht, was sich bereits bei ande-

ren Nothilfemaßnahmen als kritisch herausgestellt hat. Möglicherweise werden dann von 

vornherein Entlassungen der Kurzarbeit vorgezogen, um das Risiko von Rückzahlungsfor-

derungen zu vermeiden. Nur in Ausnahmefällen würde ein Betrieb einen Vorteil dadurch er-

langen, erst kurzarbeiten zu lassen, nur um dann doch zu entlassen. In diesem Sinne ist also 

kein wesentlicher Fehlanreiz einer übermäßigen Inanspruchnahme von Kurzarbeit ersicht-

lich, der durch eine Rückzahlungspflicht beseitigt werden müsste. Liegen ex post betriebs-

bedingte Gründe für eine Entlassung vor, ist unklar, warum diese dann erschwert werden 

sollte. Sind solche triftigen Gründe vorhanden, könnten Betriebe die Entlassung auch bis zur 

Jahresfrist verzögern, statt ganz darauf zu verzichten. 

Drittens sieht der Antrag der Fraktion Die Linke vor, die aktuelle Regelung zur Verlängerung 

der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld entsprechend der Regelung beim Kurzarbeitergeld 

fortzuführen. 

In der aktuellen Lage ließe sich eine Verlängerung des Arbeitslosengeldes angesichts der 

schwachen Nachfrage nach zusätzlichen Arbeitskräften und anhaltender Corona-Einschrän-

kungen begründen. Nach aktuell geltender Regelung verlängert sich die maximale Bezugs-

dauer des Arbeitslosengeldes nur, wenn der Anspruch bis Jahresende 2020 erschöpft wäre. 

Das trifft auf die meisten Personen, die in den Krisenmonaten April und Mai arbeitslos ge-

worden sind, nicht zu. Allerdings zeigt die empirische Evidenz, dass sich mit einer Verlänge-

rung der maximalen Bezugsdauer von Arbeitslosengeld auch die Dauer der Arbeitslosigkeit 

verlängert (Schmieder et al. 2012, Schmieder/Trenkle 2016). Eine Verlängerung würde die 

schwache Neueinstellungsdynamik also weiter dämpfen. Denn Grund dafür ist nicht nur eine 

schwächere Suche der Betriebe nach Arbeitskräften, sondern auch eine deutlich geringere 

Suchintensität der Arbeitnehmer (Hartl et al. 2020). Länger andauernde Arbeitslosigkeit hat 

sich dabei in der Vergangenheit verfestigt (Klinger/Weber 2016). Während es einerseits Ar-

gumente für eine Verlängerung des Arbeitslosengeldes gibt, sind gleichwohl Maßnahmen 

zur Förderung von Neueinstellungen und zur Weiterqualifizierung von Arbeitnehmern vor-

dringlich.  
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